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30. 11'._ 1:9.72. 

RegieFungsvorlage 

Bundesverfassungsgesetz VQlU XXXX 
XXXXX~ mit dem das' Bundes-Verfassungs­
gesetz in der Fassung von 1929 hinsichtHch 

des Schulwesens neuerlich geändert wird 

Der Na,tionalrathat besdIlossen: 

Artikel I; 

Da,s ~\lnde~7 VerfasS\lng~g~setz in der Fassung 
von 1929,wird ahgeändert wie.folgt: 

1. Dem Art. 14 Albs. 1 wird' folgender Satz 
angefügt: 

"Zum Schul- und Erziehungswesen im Sinne die~ 
ses <Artikels· zählen nicht, die im.A,rt. 14 a,geregel­
ten Angeleg~nheiten." 

3. Nach Art. 14 wird nachstehender Art. 14 a 
eingefügt: 

"Artikel'14'a 

lelirplanmäßig vorgesehenen übungen mit 
einer der unter den lit; a und b genannten 
öffentlichen Schul~n oder mit einer land­
und.. forstwirtschaftlichen . Versuchsanstal t 
des Bundes.org(lnisatorisch verbunden sind; 

d) Schülerheime, die ausschließlich oder vor­
wiegend für Schüler der unter den lit. a 
bis c genannten Schulen bestimmt sind; 

e) Dienstrecht der Lehrer und Erzieher für 
die.unter d.en lit. abis d genannten Einrich­
tungen; 

rf) Subventionen zum Personalauhvand der 
konfessionellen land- und forstwirtschaft­
lichen Schulen; 

g)- land- und fbrstwirtschaftliche Versuchsan­
stalten des Bundes, die mit einer vom Bund 
erhaltenen 1a1l:d~ und· forstwirtschaftlichen 
Schule, zur Gew.ährleistung. von lehrplan~ 
mäßig: vorgesehenen übungen, an. dieser 
SdlUle, organisatorisch. verbunden. sind. 

(3) Soweit es sich. nicht um die im A:bs. 2 ge-
(1) Auf dem Gebiete des lan<i~ und- förstwirt- na.nnten:Angelegenheiten handelt, ist Bundessache 

schaftlichen ~chuJwesens sowie auf dem Gebiete die Gesetzgebung, .Landessache die Vollziehung in 
des, laJld~ unq' for$twirtsdIaftlichen Erziehungs- den~ Ang:elegenhej,ten 
wesens in .den Al,1geleg,enheiten de,r Schülerheime, a), des Religionsunterrichtes; 
ferner in d~n Angelegenheiten des Dienstrechtes b)- des :Dienstrechtes· der Lehrer,·fütöflentliChe 
der Le}.1rer un~' Erzieher an, d.en unter· diesen land- und forstwirtschaftliche B.erufs:, und 
Artikelfalleqd_cn Si:hulen~nd Sdiülf;rlieimen sind Fachschulen. und'. der Erzieher. für-. öffent-
Ges.etzgebung un~ V611ziepung Landess;1che, so- liche Schülerheime, die ausschließlich. oder 
weit in" den folgenden· Ahs~tzeq nicht anderes vorwiegend für S.chüler dieser Schulen be-
hestim.mt ist~. A:ng.elegen.he~ten des Hochschul~ stimmt sind; ausgenommen jedoch die An-
wesens gehören nicht. zum land;, un~' forstwirt-
schaftlichen Schulwesen. . gf;legenheiten . der :&ehördenzuständigkeit 

zur NusfrbuJ;1g der Diensthoheit üb'er diese 
(2) Bundessache ist die Gesetzgebung und Voll- Le}.1rer undEtzieh~r. 

ziehung in folgendel\:A:l,1geleg,enh~iten: In,den auf. Grllnd 'der Bestimmungen:unterJit .. b 
a), h§p-ere,lan.d- und. fOl;stwirtschaftliche Lehr- e.r.g~hellden BUl;ldesgesetzen kann die, Landes": 

anstalten sowie Anstalten für di.e, Ausbil-: g~set)zg~bung:.errnächtigt w~rden,.zu,genau zu he" 
duni~d 'Fortbildung,det;' L:eh"reran land- zeichnenden, einzelnen' BestimmuDg~n Ausfüh-: 
und Jormvir~s,chaftlid1en SchuJen;., .rung~l;>estirr;unung~n.zu erlassen; ,hielbeifinden .die 

b).Fachschule1').J~f die:AuSlhilQ:\lng; von Fom:: Best;ir\11nungen .. des, Art; 15, Abs ... 6. sinngemäß 
. Prr§pn"l; .' . A,.nw;endu·ng.~. Ditrchführullg~verordDung~n zu 

c) ;ö.f~t!ij.:t;H:clIeL la.~;- .. u'HL tf9fs~wimd:t~hHche .. diesen ... Bl.lndesgesetzen .. sind, soweit; darin, nicht 
F;a<;hs.§\t:\lle1').'i, di~c Z\;lr:,-G.e~ährleis):ung:,: V011 anderes,.,beuimmdst, vom ,Bund zu,er:las.sen:.: 
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2 584 der Beilagen 

(4) Bun'dessache ist die Gesetzgebung üher die 
Grundsätze, Landessache die Erlassung von Aus­
führungsgesetzen und die Vollziehung 

a) hinsichtlich der land- und forstwirtschaft­
lichen Berufsschulen: in den Angelegenhei­
ten der Festlegung sowohl des Bildungs­
zieles als auch von Pflichtgegenständen und 
der Unentgeltlichkeit des Unterrichtes so­
wie in den Angelegenheiten der Schul­
pflicht und des übertrittes von der Schule 
eines Landes in die Schule eines anderen 
Landes; 

b) hinsichtlich der land- und forstwirtschaft­
lichen Fachschulen: ·in den Angelegenheiten 
der Festlegung der Aufnahmevorausset­
zungen, des Bildungszieles, der Organisa­
tionsformen, des Unterrichtsausmaßes und 
der Pflichtgegenstände, der Unentgeltlich­
keit des Unterrichtes und des übertrittes 
von der Schule eines Landes, in die Schule 
eines anderen Landes; 

c) in den Angelegenheiten des öffentlich­
keitsrechtes der privaten land- und forst­
wirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen 
mit Ausnahme der unter Abs. 2 lit. h fal­
lenden Schulen; 

d) hinsichtlich der Organisation und des Wir­
kungskreises von Beiräten, die in den An­
gelegenhei ten des Ahs. 1 an der V ollzie­
hung der Länder mitwirken. 

(5) Die Errichtung der im Abs. 2 unter den lit. c 
und g hezeichneten land- und forstwirtschaft­
lichen Fachschulen und ·Versuchsanstalten ist nur 
zulässig, wenn die Landesregierung des Landes, 
in dem die Fachschule hzw. Versuchsanstalt ihren 
Sitz haben soll, der Errichtung zugestimmt hat. 
Diese Zustimmung ist nicht erforderlich, wenn 
es sich um die Errichtung einer land- und forst­
wirtschaftlichen Fachschule handelt, die mit einer 
Anstalt für die Ausbildung und Fortbildung der 
Lehrer an land- und forstwirtschaftlichen Schu­
len zur Gewährleistung von lehrplanmäßig vor­
gesehenen übungen organisatorisch vei'1bunden 
werden soll. 

(6) Dem Bund -steht die Befugnis zu, sich in 
den Angelegenheiten, die nach Abs. 3 und 4 in 
die Vollziehung der Länder fallen, von der Ein­
haltung der auf Grund dieser Bestimmungen er­
lassenen Gesetze und Verordnungen Kenntnis 
zu verschaffen, zu welchem Zweck er auch Or­
gane in die Schulen und Schülerheime entsenden 
kann. Werden Mängel wahrgenommen, so kann 
dem Landeshauptmann durch Weisung (Art. 20 
Abs. 1) die Abstellung der Mängel innerhalb 
einer angemessenen Frist aufgetragen werden. 
Der Landeshauptmann hat für die Abstellung 
der Mängel nach Maßgabe der gesetzlichen Vor­
schriften Sorge zu tragen und ist verpfl-ichtet, 

um die Durchführung solcher Wei~ungen zu .be­
wirken, auch die ihm in seiner Eigenschaft als 
Organ des selbständigen Wirkungsbereiches des 
Landes zu Gebote stehenden Mittel anzuwenden. 

(7) Die Bestimmungen des Art. 14 Abs. 6, 7 
und 9 ,gelten sinngemäß auch. für die im ersten 
Satz des Abs. 1 bezeichneten Gebiete." 

4. Im Art. 15 Abs. 7 hat es 

a) im ersten Satz statt "Art. 11, 12 und 14 
Abs. 2 und 3" zu lauten: "Art. 11, 12, 14 
Abs. 2 und 3 und 14 a Albs. 3 und 4" und 

b) im letzten Satz statt"Art. 11, 12 und 14 
Albs. 2 und 3" zu lauten: "Art. 11, 12, 14 
Abs. 2 und 3 und 14 a Abs. 3 und 4". 

5. Art. 131 Abs. 1 Z. 2 hat zu lauten: 

,,2. in den Angelegenheiten der Art. 11, 12, 
14 Abs. 2 und 3 und 14 a Abs. 3 und 4 sowie 
in jenen Angelegenheiten, in denen dem Bescheid 
eines Landes- oder Bezirksschulrates ein kollegia­
ler Beschluß zugrunde liegt, der zuständige Bun­
desminister, soweit die Parteien den Bescheid im 
Instanzenzug nicht mehr anfechten können." 

6. Art. 142 Albs. 2 lit. f hat zu lauten: 

"f) gegen emen Landeshauptmann wegen 
Nichtbefolgung einer Weisung gemäß 
Art. 14 Ahs. 8 oder gemäß Art. 14 a 
Abs. 6: durch Beschluß der Bundesregie­
rung." 

Artikel II 

Die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 letzter Satz 
des' Finanz-Verfassungsgesetzes 1948, BGBL 
Nr. 45, stehen der Umlegung des Bedarfes von 
Gemeindeverbänden, die für Zwecke der Errich­
tung und Erhaltung von öffentlichen land- und 
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen 
und von öffentlichen Schülerheimen, die aus­
schließlich oder vorwiegend für Schüler solcher 
Schulen bestimmt sind, geschaffen werden, nicht 
entgegen. Die Regelung der Umlegung des Be­
darfes solcher Gemeindeverhände ist in Gesetz­
gebung und Vollziehung Landessache. 

Artikel III 

.(1) Auf die Bundes-Gartenhaufachsdtule in 
Wien-Schönbrunn, die Bundeslehr- und Ver­
suchsanstalt für Bienenkunde in Wien-Grinzing, 
die Bundeslehr- und Versuchsanstalt für Milch­
wirtschaft in W olfpassing, Niederösterreich, die 
Bundeslehr- und Versuchsanstalt für' Hartkäserei 
in Rotholz, Tirol, die Bundeslehr-und versuchs­
anstalt für' Gewäs'serforschung und Fischerei-
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584 der Beilagen 3 

wirtschaft in Scharfling/Mondsee sowie die forst­
wirtschaftlichen Fachschulen "Forstliche Ausbil­
dungsstätte in Ort in Gmunden" und "Forst~ 
liche Ausbildungsstätte Waidhofen a. d. Yb:bs" 
ist die Bestimmung des Art. 14 a Abs. 5 des 

, Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 
1929 nicht anzuwenden. 

(2) Abweichend von den Bestimmungen des 
Art. 14 a Abs. 1 und 3 des Bundes-Vel1fassungs­
gesetzes in der Fassung von 1929 sind die An­
gelegenheiten der forstwirtschaftlichen Fach­
schule "Forstliche Ausbildungsstätte Ossiach" 
Bundessache in Gesetzgebung und Vollziehung. 

Artikel IV 

(1) Bis zu einer anderweitigen Regelung durch 
Bundesgesetz trägt der Bund die Kosten der Be­
soldung (Aktivitäts- und Pensions aufwand) der 
unter Art. 14 a Albs. 3 lit. b des Bundes-Ver­
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 fallen­
den Lehrer, unbeschadet aIifälliger gesetzlicher 
Beitragsleistungen der Länder zum Personalauf­
wand für diese Lehrer. 

(2) Solange der Bund ganz oder teilweise für 
die Kosten der Besoldung der im Abs. 1 ge­
nannten Lehrer aufkommt, haben die Länder 
jährlich einen Dienstpostenplan für diese Lehrer 
zu erstellen. Hiebei sind die für die Erstellung 
der Dienstpostenpläne für die Lehrer des Bundes 
jeweils geltenden Bestimmungen sinngemäß an­
zuwenden. 

(3) Solange der Bund ganz oder teilweise für 
die Kosten der Besoldung der im .AJbs. 1 genann­
ten Lehrer aufkommt, bedürfen der Zustim­
mung des zuständigen Bundesministers im Ein­
vernehmen mit dem Bundesminister für Finan­
zen: 

a) Die gemäß Abs. 2 zu erstellenden Dienst­
postenpläne der Länder. Die Zustimmung 
kann aus dem Grunde einer zu geringen 
Landesdurchschnittszahl der Schüler je 
Klasse nicht verweigert werden, wenn sie 
bei land- und forstwirtschaftlichen Fach­
schulen mindestens 25 und bei land- und 
forstwirtschaftlichen Berufsschulen minde­
stens 18 beträgt. 

b) Alle im freien Ermessen liegenden Per­
sonalmaßnahmen über die im Abs. 1 ge­
nannten Lehrer, die finanzielle Auswir­
kungen nach sich ziehen, sowie die Heran­
ziehung dieser Lehrer zu schulfremden 
Diertstverrichtungen. Der zuständige Bun­
desminister kann jedoch im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen im 
Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit 

und Einheitlichkeit jene Arten von Perso­
nalmaßnahmen festlegen, für die die erfor­
derliche Zustimmung allgemein als erteilt 
gilt. 

Artikel V 

Im Rahmen der Gewährung von Subventio­
nen zum Personalaufwand konfessioneller land­
und forstwirtschaftlicher Privatschulen obliegt 
es nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften 
dem zuständigen Bundesminister, die Auf teilung 
der diesen Schulen zur Verfügung zu stellenden 
Lehrerdienstposten auf die einzelnen Schulen vor­
zunehmen. Die Gebietskörperschaft, welche die 
Diensthoheit über die Lehrer für die entspre­
chenden öffentlichen Schulen ausübt, ist verpflich­
tet, nach Maßgabe der bundesgesetzlichen Vor­
schriften über die· Subventionierung die Zuwei­
sung der einzelnen Lehrer an die Schulen durch­
zuführen. 

Artikel VI 

(1) ~uf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Bundesverfassungsgesetzes geltenden 
Rechtsvorschriften, die Angelegenheiten 'betref­
fen, für die dieses Bundesverfassungsgesetz die 
Zuständigkeit zur Gesetzgebung und Vollzie­
hung regelt, sind die Bestimmungen der §§ 2 
bis 6 des übergangsgesetzes vom 1. Oktober 
1920 in der Fassung des BGBL Nr. 368 vom 
Jahre 1925 und des BGBL Nr. 393 vom Jahre 
1929 sinngemäß anzuwenden. 

(2) Soweit Rechtsvorschriften im Sinne des 
Abs. 1 auf Grund des § 42 des übergangsgeset­
zes vom 1. Oktober 1920 in seiner jeweiligen 
Fassung durch übereinstimmende Gesetze des 
Bundes und der einzelnen Länder oder der ein­
zelnen Länder und des Bundes erlassen worden 
sind, gelten folgende Bestimmungen: 

a) Ist in der Angelegenheit, welche die gesetz" 
liche Regelung betrifft, auf Grund des vor­
liegenden Bundesverfassungsgesetzes die 
Gesetzgebung Bundessache, so tritt das 
Landesgesetz außer Kraft. Die Geltung 
des mit diesem Landesgesetz übereinstim­
menden Bundesgesetzes ist von dem außer 
Kraft tretenden Landesgesetznicht mehr 
abhängig. 

b) Ist in der Angelegenheit, welche die ge­
setzliche Regelung betrifft, auf Grund des 
vorliegenden Bundesverfassungsgesetzes die 
Gesetzgebung ausschließlich oder hinsicht­
lich der Erlassung von Ausführungsgeset­
zen Landessache, so tritt das Bundesgesetz 
außer Kraft. Die Geltung des mit diesem 
Bundesgesetz übereinstimmenden Landes­
gesetzes ist von dem außer Kraft treten­
den Bundesgesetz nicht mehr abhängig. 

2 
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4 584 der Beilagen 

Artikel VII 

Mit dem Wirksamwerden dieses Bundesver­
fassungsgesetzes treten folgende bundesverfas~ 
sungsgesetzliche Vorschriften, soweit sie sich auf 
das land- und forstwirtschaftliche Schulwesen 
beziehen, außer Kraft: 

a) § 42 des übergangsgesetzes vom 1. Okto­
ber 1920 in der Fassung des BGBl. Nr. 368/ 
1925 und des BGBL Nr. 393/1929; 

b) das Lehrerdienstrechts-Kompetenzgesetz, 
BGBl. Nr. 88/1948; 

Artikel VIII 

Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt am 
1. September 1973 in Kraft. Jedoch können 
schon a'b dem der Kundmachung dieses Bundes­
verfassungsgesetzes folgenden Tag gesetzliche 
Vorschrvften erlassen werden, die der in diesem 
Bundesverfassungsgesetz verfügten Zuständig­
keitsverteilung entsprechen. 

Artikel IX 

c) das Schulerhaltungs-Kompetenzgesetz, Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungs-
BGBL Nr. 162/1955. gesetzes ist die Bundesregierung betraut. 
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584 der Beilagen 5 

Erläuterungen 

Das Bundesverfassungsgesetz vom Jahre 1920 
hat im Art. 14 die Auf teilung der Kompetenzen 
zur Gesetzgebung und Vollziehung auf den Ge­
bieten des Schul-, Erziehungs- und Volksbil­
dungswesens einem besonderen Bundesverfas­
sungsgesetz vorbehalten. Die bis zur Erlassung die­
ses Bundesverfassungsgesetzes notwendigen Zwi­
schenregelungen hat § 42 des Verfassungsüber­
gangsgesetzes 1920, zuletzt in der Fassung von 
1929, getroffen. Dieses Gesetz hat nur für Teil­
gebiete des Schul-, Erziehungs- und Volksbil­
dungswesens ausdrückliche Kompetenzregelungen 
enthalten und im übrigen bestimmt, daß Ände­
rungen der bestehenden Rechtslage nur durch 
übereinstimmende Gesetze des Bundes und der 
Länder bzw. der Länder und des Bundes vorge­
nommen werden können. 

Diese Regelung hatte zur Folge, daß die Gesetz­
gebung auf diesem so wichtigen Gebiet nur 
schleppend vor sich ging. Durch das Lehrerdienst­
rechts-Kompetenzgesetz, BGBl. Nr. 88/1948, und 
durch das Schulerhaltungs-Kompetenzgesetz, 
BGBl. Nr. 162/1955, konnten nur Teilgebiete 
des Schulwes'ens verfassungsrechtlich bereinigt 
werden. Eine umfassende gesetzliche Neugestal­
tung des allgemeinen Schulwesens war erst mög­
lich, als nach langwierigen Verhandlungen zwi­
schen den Regierungsparteien durch das Bundes­
verfassungsgesetz vom 18. Juli 1962, BGBl. 
Nr. 215, eine klare Aufteilung der Kompetenzen 
zwischen Bund und Ländern' vorgenommen 
wurde. Das land- und forstwirtschaftliche Schul­
wesen wird von diesem Bundesverfassungsgesetz 
;>;ber nicht erfaßt, sodaß die unlbefriedigende 
Situation, die bis zum Jahre 1962 für das ge­
samte österreichische Schulwesen bestanden hat, 
für den Bereich des land- und forstwirtschaft­
Echen Schulwesens weiter besteht. Wenn auch 
durch die Ausnahme des land- und forstwirt­
schaftlichen Schulwesens aus dem Schulgesetz­
gebungswerk des Jahres 1962 der Gefahr begeg­
net wurde, daß die Verhandlungen zur gesetz­
lichen Neugestaltung desselben unter dem Zeit­
druck der Beratungen über das allgemeine Schul­
wesen geführt werden, so ist doch hier das Feh­
len gesetzlicher Vorschriften durch das Wirksam­
werden der allgemeinen Schulgesetze besonders 

unangenehm fühlbar geworden. Dringend not­
wendige gesetzliche Maßnahmen (wie der Aufbau 
und die Organisation moderner land- und forst­
wirtschaftlicher Berufs- und Fachschulen, Re­
gelung des Privatschulwesens im Bereich der 
Landwirtschaft, Schaffung eines modernen 
Dienstrechtes für die land- und forstwirtschaft­
lichen Landeslehrer) konnten nicht getroffen 
werden. Es ist daher vordringlich, auch das land­
und forstwirtschaftliche Schulwesen vom Hemm­
schuh der paktierten Gesetzgebung zu befreien 
und eine Kompetenzregelung zu treffen, die dem 
organisch gewachsenen Aufbau und den Zusam­
menhängen dieses Sachgebietes Rechnung trägt und 
die weitere Entwicklung fördert. Die Bemühun­
gen um eine entsprechende verfassungsgesetz­
liche Grundlage, auf der die weiteren notwen­
digen landwirtschaftlichen Schulgesetze auf­
bauen können, müssen daher mit größtem Nach­
druc.!;: fortgesetzt werden. Der vorliegende Ent­
wurf eines Bundesverfassungsgesetzes soH das im 
Jahre 1962 begonnene Werk,. das gesamte öster­
reichische Schulwesen auf eine neue Basis zu stel­
len, auf der Ebene der Bundesverfassung ab­
schließen und eine dem Aufbau und der Organi­
sation des land- und forstwirtschaftlichen Schul­
wesens entsprechende Auf teilung der Kompe­
tenzen zur Gesetzgebung und Vollziehung zwi­
schen dem Bund und den Ländern vornehmen. 

Sü1.on im Jahre 1966 wurde der Entwurf 
eines Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das 
Bundes-Verfassungs gesetz in der Fassung von 
1929 hinsichtlich des Schulwesens neuerlich ge­
ändert wird, als Regierungsvorlage dem Natio­
nalrat zugeleitet (38 der Beilagen zu den Steno­
graphischen Protokollen des Nationalrates, 
XI. GP). Ziel dieses Entwurfes war es, die Kom­
petenzverteilung im land- und forstwirtschaft­
lichen Schulwesen im Sinne der obigen Ausfüh­
rungen neu zu gestalten. Zu einer Beschlußfas­
sung über diesen Entwurf kam es in der XI. GP 
des Nationalrates nicht. 

Ein im wesentlichen mit dieser Regierungs­
vorlage übereinstimmender Initiativantrag des 
Abgeordneten Leitner und Genossen (lI-58 der 
Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
des Nationalrates, XII. GP) wurde ebenfalls nicht 
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6 584 der Beilagen 

behandelt. In der XIII. GP wurde ein etwas ab­
geänderter Initiativantrag neuerlich eingebracht 
(11-81 der Beilagen zu den Stenographischen 
Protokollen des Nationalrates, XIII. GP). 

Das der Bundesregierung im Jahre 1970 vor­
gelegte Forderungsprogramm der Bundesländer 
nimmt auch zur Frage einer Neuordnung der 
Kompetenzverteilung im land- und forstwirt­
schaftlichen Schulwesen Stellung. Es wird eine 
dem föderalistischen Prinzip Rechnung tragende 
Regelung gefordert. Eine dieses Prinzip verwirk­
lichende Regelung sieht das Forderungsprogramm 
der Bundesländer in der Beschlußfassung über 
die unveränderte Regierungsvorlage aus dem 
Jahre 1966. 

EbenfaIls im Jahre 1970 hat das Bundesmini­
sterium für Land- und Forstwirtschaft' diese ehe­
malige Regierungsvorlage neuerlich zur Begut­
achtung ausgesandt. Das Ergebnis dieses Begut­
achtungsverfahrens ließ erkennen, daß infolge 
der Auseinanderentwicklung in den Ländern auf 
dem Gebiete des land- und forstwirtschaftlichen 
Fachschulwesens eine Vereinheitlichung hinsicht­
lich bestimmter Grundsätze erforderlich ist. 

In der Folge wurden mit Vertretern der Län­
der Verhandlungen über die Neugestaltung der 
Kompetenzverteilung im land- und forstwirt­
schaftlichen Schulwesen geführt, die aber nicht zu 
einem Einvernehmen führten. Der vorliegende 
Entwurf entspricht dem Ergebnis des Begut­
achtungsverfahrens des Jahres 1970: Im wesent­
lichen wird die ehemalige Regierungsvorlage 
38 der Beilagen zu den Stenographischen Proto­
kollen des Nationalrates, XI. GP übernommen, 
womit die Regierungsvorlage auch dem Forde­
rungsprogramm der Bundesländer entspricht. 
Von diesem Forderungsprogramm wird aber in­
sofern abgewichen, als das land- und forstwirt­
schaftliche Fachschulwesen hinsichtlich bestimm­
ter ausdrücklich aufgezählter Angelegenheiten in 
die Grundsatzgesetzgebung des' Bundes fallen 
soll. Die nähere Begründung für die vorgeschla­
gene Regelung ergibt sich aus den Erläuterungen 
zu Art. 14 a Abs. 2 lit. b. 

/Zum besseren Verständnis des vorliegenden 
Entwurfes eines Art. 14 a B-VG erscheint es 
zweckmäßig, eine kurze übersicht über den der­
zeitigen Stand des land- und forstwirtschaftlichen 
Schulwesens zu geben. Es haben sich folgende 
Schultypen entwickelt: 

1. Land- und forstwirtschaftliche Berufsschulen. 
Diese Schul type ist aus der seinerzeitigen 
Fortbildungsschule hervorgegangen, die in 
erster Linie Ziele der Allgemeinbildung ver­
folgt hat. Jetzt handelt es sich - ähnlich den 
gewerblichen und kaufmännischen Berufs­
schulen - hauptsächlich um berufsbeglei­
tende Schulen, die die Aufgabe haben, den 
Jugendlichen die Grundausbildung für eine 

Berufstätigkeit in der Land- und Forstwirt­
schaft zu vermitteln und die Grundlage für 
eine spätere" fachliche Weiterbildung zu schaf­
fen. 
Die Entwicklung ist aber noch nicht abge­
schlossen; wegen der ständig wachsenden 
Größe der Schulsprengel wird zum Teil die 
Errichtung von Internatsberufsschulen not­
wendig werden. 

2. Land- und forstwirtschaftliche Fachschulen. 
Es handelt sich hiebei um mittlere land- und 
forstwirtschaftliche Lehranstalten mit fol­
genden Untergruppen: 

a) Land-- und forstwirtschaftliche Fachschu­
len im engeren Sinn. Diesen Schulen ob­
liegt die Vermittlung fachlicher und all­
gemeiner Kenntnisse auf breiter Basis; sie 
wenden sich in der Hauptsache an Ju­
gendliche der Altersgruppe 16 bis 18 Jahre 
(möglichst nach Absolvierung der Berufs­
schule). Die Schuldauer beträgt im allge­
meinen ein Semester bis zwei Jahre. 

b) Landwirtschaftliche Sonderfachschulen. 
Ihre Aufgabe ist es, Personen in einem 
bestimmten Fachgebiet (z. B. Maschinen­
kunde, Fischereiwesen, Obstbau) in Lehr­
gängen, deren Dauer sich nach dem Um­
fang und der Schwierigkeit des Fachge­
bietes richtet, besonders auszubilden. 

c) Fachschulen für die Ausbildung ,von 
Forstpersonal. 

d) Forstwirtschaftliche Sonderfachschulen. 
Die Aufgaben dieser Schultype entspre­
chen sinngemäß den landwirtschaftlichen 
Sonderfachschulen. Es handelt sich derzeit 
insbesondere um die sogenannten "Forst­
lichen Ausbildungsstätten". 

3. Höhere land- und forstwirtschaftliche Lehr­
anstalten. Diese Schulen gehen in ihrer Be­
deutung über ein Bundesland hinaus. Sie 
haben die Aufgabe, eine höhere allgemeine 
und fachliche Bildung zu vermitteln, die zur 
Ausübung einer gehobenen Berufstätigkeit 
auf land- und forstwirtschaftlichem Gebiete 
befähigt und das Studium der gleichen oder 
einer verwandten Fachrichtung an einer 
Hochschule ermöglicht. 

4. Anstalten für die Ausbildung und Fortbil­
dung der Lehrer an land- und forstwirt­
schaftlichen Schulen. Diesen obliegt es im 
wesentlichen, Personen, die ihre fachliche 
Ausbildung bereits erworben haben, durch 
pädagogische Weiterbildung zu Lehrern für 
land- und forstwirtschaftliche Schulen und 
Fachkräften für den landwirtschaftlichen 
Förderungsdienst heranzubilden. 

Hinsichtlich der Terminologie und der Gliede­
rung lehnt sich der im Entwurf vorliegende 
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Art. 14 a sow'eit wie möglich an Art. 14 B-VG an. menhang stehenden Erziehungswesens in den An­
In seinem Aufbau unterscheidet er sich von die- gelegenheiten der Schülerheime erfolgt durch 
sem jedoch grundsätzlich, da er - dem födera- einen Art. 14 a, dessen Abs. 1 für die Gesetz­
listischen Aufbau des Bundes-Verfassungsgesetzes gebung und Voll ziehung eine Generalklausel zu­
entsprechend - in einer Generalklausel den Län- gunsten der Länder vorsieht. Die Abs. 2 bis 4 
dern die Gesetzgebung und Vollziehung im Be- zählen jene Angelegenheiten auf, die nicht unter 
reich des land- und forstwirtschaftlichen Schul- diese Generalklausel fallen sollen und bei welchen 
wesens überträgt. Aus dieser Generalklausel aus- die Kompetenzen zur Gesetzgebung und VoJI­
genommen sind jene Angelegenheiten, bei denen ziehung analog den Art. 10 bis 12 B-VG verteilt 
der Natur der Sache nach auf eine bundeseinheit- sind. Aus diesem Grund schien ein Einbau des 
liche Regelung nicht verzichtet werden sollte. Es land- und forstwirtschaftlichen Schulwesens in 
sind dies im wesentlichen nur die Angelegenhei- den geltenden Art. 14 nicht zweckmäßig. Außer­
ten der höheren land-· und forstwirtschaftlichen dem hätte ein Einbau der land- und forstwirt­
Lehranstalten, der Fachschulen für die Ausbildung schaftlichen Schulkompetenzen in Art. 14 B-VG' 
von Forstpersonal und des Dienstrechtes der Leh- zwangsläufig auch eine Änderung von Absatz­
rer an land- und forstwirtschaftlichen Schulen bezeichnungen zur Folge, sodaß alle Gesetze, in 
sowie jene Angelegenheiten, die Gegenstand des denen Art. 14 B-VG zitiert ist, aus Gründen der 
Vertrages zwischen der Republik österreich und Rechtsklarheit gleichfalls zu novellieren wären. 
dem Heiligen Stuhl vom 9. Juli 1962, BGBL Es war daher naheliegend, das land- und forst­
Nr. 273, waren. Dort, wo die Bundeseinheitlich- wirtschaftliche Schulwesen in einem eigenen 
keit durch Grundsätze erreicht werden kann, ist Art. 14 a zusammenzufassen. 
die Grundsatzgesetzgebung des Bundes vorgese-
hen. 

Hinsichtlich der Gliederung des vorliegenden 
Entwurfes wäre zu bemerken, daß Art. I jene Be­
stimmungen vorsieht, die auf eine Änderung im 
Bundes~ Verfassungsgesetz selbst abzielen. Die 
Art. II bis IX sind im wesentlichen übergangs­
regelungen und entsprechen weitgehend den 
Art. II, IV, VI, VII und X bis XII des Bundes­
verfa~sungsgesetzes vom 18. Juli 1962, BGBL 
Nr.215. 

Im einzelnen wird zu den Bestimmungen des 
Entwurfes bemerkt: 

Zu Artikel I: 

Dieser Artikel beinhaltet alle Änderungen, die 
im Text des Bundes-Verfassungsgesetzes selbst 
vorgenommen werden sollen. 

ZuZ.1: 

Die Aufnahme dieser Bestimmung in den gel­
tenden Art. 14 Abs. 1 ist aus legistisch-technischen 
Gründen notwendig und bringt keine meritori­
schen Änderungen des Art. ~4 B-VG. 

ZuZ.2: 

Das im Art. 14 Abs. 11 B-VG in Aussicht ge­
stellte Bundesverfassungsgesetz zur Regelung der 
land- und forstwirtschaftlichen Schulkompeten­
zen liegt nunmehr im Entwurf vor. Art. 14 
Abs. 11 wird daher gegenstandslos. 

ZuZ.3: 

Zu Art. 14 a Abs. 1: 

Diese Bestimmung weist den Ländern die Ge­
setzgebung und Vollziehung in den Angelegen­
heiten des land- und forstwirtschaftlichen Schul­
wesens sowie des damit im Zusammenhang ste­
hendenErziehungswesens in den Angelegenhei­
ten der Schülerheime sowie in den Angelegen­
heiten des Dienstrechtes der Lehrer und Erzieher 
an land- und forstwirtschaftlichen Schulen und 
Schülerheimen zu, soweit in den folgenden Ab­
sätzen nicht anderes bestimmt ist. Diese Regelung 
trägt den Besonderheiten des land- und forst­
wirtschaftlichen Schulwesens Rechnung und ent­
spricht dem föderalistischen Prinzip des Bundes­
Verfassungsgesetzes. Zum letzten Satz wird klar­
gestellt, daß die Angelegenheiten des Hochschul­
wesens, also insbesondere der Hochschule für 
Bodenkultur und der Tierärztlichen Hochschule, 
nicht zum land- und forstwirtschaftlichen Schul­
wesen gehören. Die Angelegenheiten dieser Hoch­
schulen fallen daher unter die Generalklausel des 
Art. 14 Abs. 1 B-VG und sind somit in Gesetz­
gebung und Vollziehung Bundessache. 

Zu Art. 14 a Ahs. 2: 

Dieser Absatz zählt jene Angelegenheiten auf, 
die in Gesetzgebung und Vollziehung Bundes­
sache sein sollen. 

Lit. a hält für die höheren land- und forst­
wirtschaftlichen Lehranstalten und die Anstalten 
für die Ausbildung und Fortbildung der Lehrer 
an land- und forstwirtschaftlichen Schulen die 

Die Auf teilung der Kompetenzen des Bundes derzeit auf Grund des § 42 des übergangsgesetzes 
und der Länder für die Gesetzgebung und die 1920 in der Fassung von 1929 bestehende Ver­
Vollziehung im Bereich des land- und forstwirt- fassungs rechtslage aufrecht. Derzeit bestehen in 
schaftlichen Schulwesens und des damit im Zusam- : österreich elf höhere land- und forstwirtschaft-
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liche Lehranstalten und eine Lehrerbildungsan­
stalt. Im übrigen darf auf den allgemeinen Teil 
der Erläuterungen verwiesen werden. 

Lit. b behandelt die Fachschulen für die Aus­
bildung von Forstpersonal. Mit Bundesgesetz, 
BGBL Nr. 372/1971, wurde das land- und forst­
wirtschaftliche Bundesschulgesetz, BGBL Nr. 1751 
1966, dahingehend novelliert, daß die Aufzäh­
lung der höheren land- und forstwirtschaftlichen 
Lehranstalten durch die "Höheren Lehranstalten 
für Forstwirtschaft (Försterschulen)" ergänzt 
wurde. In Verbindung mit der Novelle zum 
Forstrechtsbereinigungsgesetz, BGBL Nr. 3321 
1971, wurde damit die Ausbildung der Förster 
auf die Stufe der "Höheren Schule" gehoben. In 
der zuletzt zitierten Novelle wurde auch eine Be­
stimmung über die Errichtung einer forstlichen 
Fachschule zum Zwecke der Ausbildung von 
Forstpersonal aufgenommen. Im Gegensatz zur 
bisherigen Försterschule handelt es sich bei dieser 
Fachschule nicht um eine "mittlere Schule" im 
Sinne der Terminologie des § 42 VüG 1920 in 
der Fassung von 1929. Die Verfassungsmäßigkeit 
der erwähnten Bestimmung der Forstrechtsberei­
nigungsgesetz-Novelle ist daher nicht unbestrit­
ten. Eine eindeutige Kompetenzregelung ist daher 
erforderlich. 

Lit. c soll sicherstellen, daß land- und forst­
wirts·chaftliche Fachschulen, die vom Bund er­
halten werden und mit einer höheren land- und 
forstwirtschaftlichen Lehranstalt, mit einer Fach­
schule für die Ausbildung von Forstpersonal 
oder mit einer land- und forstwirtschaftlichen 
Versuchsanstalt des Bundes organisatorisch ver­
bunden sind, kompetenzmäßig gleich wie die 
führ·ende Anstalt behandelt werden. Die Rege­
lung verfolgt einen mehrfachen Zweck. Zunächst 
soll den Schülern an den Lehranstalten für die 
Ausbildung und Fortbildung der Lehrer an 
land- und forstwirtschaftlichen Schulen die Mög­
lichkeit zur Abhaltung des notwendigen übungs­
unterrichtes gegeben werden. Weiters besteht 
seitens der österreichischen Land- und Forstwirt­
schaft in ihrer Gesamtheit gesehen ein Bedarf an 
land- und forstwirtschaftlichen Fachschulen für 
die Aus- und Weiterbildung in Spezialgebieten. 
Wegen der geringen Zahl der zu erwartenden 
Schüler kann eine einzige Lehransta'lt für ein 
bestimmtes Spezialgebiet für das ganze Bundes­
gebiet ausreichen. Solche Spezialfachschulen be­
stehen derzeit zum Beispiel für Milchwirtschaft 
in W oIlfpassing, Niederösterreich und für Hart­
käserei in Rotholz, Tirol. Da von einem Bundes­
land nicht erwartet werden kann, daß e,s Schulen, 
deren Bedeutung über seinen Wirkungsbereich 
so weit hinausgeht, errichtet, süll der Bund, so­
fern die Möglichkeit besteht, diese im eingangs 
erwähnten Sinn an bestehende Anstalten anzu­
gliedern, die Kompetenz zur Errichtung solcher 
land- und forstwirtschaftlichen Fachschulen ha-

ben. Hinsichtlich der Berücksichtigung von 
Länderinteressen darf auf die Erläuterungen zu 
Abs. 5 verwiesen werden. 

Die an, private höhere land- und forstwirt­
schafdiche Lehranstalten allenfalls angegliederten 
privaten Fachschul,en sollen den a'llgemeinen Be­
stimmungen über Privatschulen unterliegen. 

Lit. d soU nur ,sicherstellen, daß die Schü~er­
heime, die den Lehranstalten gemäß 'lit. abis c 
allenfalls angeschlossen sind, in kompetenzmäßi­
ger Hinsicht nidlt anders behandelt werden als 
die Schulen selbst. Die Wendung "ausschIießUich 
oder vorwiegend" soll ermöglichen, daß auch 
SchUler 'landwirtschaftlicher Landesschulen in 
solchen Heimen untergebracht werden können. 

Lit. e legt fest, daß das Dienstrecht der Lehrer 
und Erzieher, die an Schulen oder Schülerheimen 
Dienst verrichten, die vom Bund erhalten wer­
den, in Gesetzgebung und Vohlziehung Bundes­
sache ist. 

Lit. f: Die vürgeschlagene Regelung soll einer­
seits die in der Praxis äußerst wünschenswerte 
einheitliche Behandlung der Konkordatsmaterien 
sicherstellen; andererseits soll aber dem Bund 
damit kein Monopol für die Subventionierung 
konfessioneller land- und forstwirtschaftlicher 
Schulen eingeräumt werden. Die Bestimmung 
soll es nur ermöglich,en, daß für konfessionelle 
land- und forstwirtschaftliche Privatschulen Be­
stimmungen er'las·sen werden können, wie sie 
für den Bereich des allgemeinen Schulwesens in 
den §§ 17 bis 20 des Privatschulgesetzes, BGBL 
Nr. 244/1962, in der Fassung der Novelle BGBL 
Nr. 290/1972, enthalten sind. Die Kosten dieser 
Subventionen werden auch im Bel'eich des land­
und forstwirtschaftlichen Schulwesens ausschließ­
lich vom Bund zu tragen sein. Darüber hinaus 
bleibt es den Ländern aber unbenommen, die 
konfessionellen land- und forstwirtschaftlichen 
Privatschulen in anderer· Weise zu subventio­
nieren. 

Lit. g soll sichersteIlen, daß land- und forst­
wirtschaftliche VersuchsanstaIten des Bundes, die 
mit einer vom Bund erhaltenen land- und forst­
wirtschaftlichen Schule organisatorisch verbun­
den sind, auf eine einwandfreie bundesgesetzliche 
Grundlage gestellt werden können. Den hier in 
Betracht kommenden Länderinteressen wird 
durch Abs. 5 Rechnung getragen. 

Zu Art. 14 a Abs. 3: 

Lit. a: Auch hier handelt es sich um eine Ange­
legenheit, die Gegenstand de,s Vertrag,es mit dem 
Heiligen Stuhl vom 9. J~i 1962, BGBl. Nr. 273, 
ist und die einer einheitlichen Regelung I:tedarf. 
Zum Unterschied von Abs. 2 lit. f kann aber 
hier die Vollziehung den Ländern übertragen 
werden. 
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Lit. b: Diese Bestimmung entspricht weitest­
gehend dem Art. 14 Ahs. 2 B-VG sowie den 
§§ 1 und 3 des Lehrerdienstrechts-Kompetenz­
gesetzes, BGBI. Nr. 88/1948. Es soll demnach in 
den Angelegenheiten des Dienstrechtes der Leh­
r-er für öffentliche land- und forstwirtsch,aftliche 
Berufs- und Fachschulen dem Bund nur die 
Gesetzgebung vorhehalten sein. Darüber hinaus 
können ,die Länder eljmächtigt werden, zu genau 
zu bezeichnenden einze!Inen Bestimmungen Aus­
führungsbestimmungen zu erlassen. Entsprechend 
der derz-eitigen Rechtslage und der Regelung im 
Bereich des allgemeinen Schulwesens soll die Be­
hördenzuständigkeit zur Ausübung der Dienst­
hoheit der Länder über die land- und forstwirt­
schaftlichen Landeslehrer ausschließlich Landes­
sache sein. Durch die Ausnahme von Abs. 3 
lit. b fallen diese Angelegenheiten unter die Ge­
neralklausel des Art. 14 a Abs. 1. 

Da Art. 15 Abs. 6 B-VG sinngemäß Anwen­
dung finden soll, ,ist es möglich, daß der Landes­
gesetzgebung für die Erlassung der Ausführungs­
bestimmungen eine Frist gesetzt wird. Wird 
diese Frist von einem Land nicht eingehalten, 
so geht die Zuständigkeit Zur Erlassung der Aus­
führungsbestimmung für dieses Lan-d auf den 
Bund über. Sobald das Land die AusfÜhrungs­
bestimmung erläßt, tritt die Ausführungsbestim­
mung des Bundes außer Kraft. 

Zu Art 14 a Abs. 4: 

In diesem Absatz sind jene Angelgenheiten 
aufgezählt, bei denen dem Bund die Gesetzgebung 
uber die Grundsätze zukommt, die Edassung 
von Ausführungsgesetz,en und die Vollziehung 
aber Landessache sein sollen. 

Lit. a: Durch die Erlassung von einheitlichen 
Grundsätzen für bestimmte Angelegenheiten der 
land- und forstwirtschaftlichen Beruhschulen soll 
diese Schultype in ihren Grundzügen bestimmt 
werden. Das Bundesgrundsatzgesetz kann sich 
dabei auf Bestimmungen über das Bildungsziel, 
die Pflichtgegenstände, die Unentgelolichkeit des 
Unterrichtes, die SchuLpflicht sowie über den 
übertritt von der land- und forstwirtschaftlichen 
Berufssch,ule eines Bundeslandes in die eines 
anderen Bundeslandes beschränken. Aus der 
Kompetenz des Bundes zur Festlegung von 
Pflichtgegenständen soll aber den Ländern nicht 
verwehrt werden, weitere Unterrichtsgegen­
stände zu Pflichtgegenständen zu erklären, soweit 
hiedurch die bundesgesetzlichen Grundsätze in 
ihrer rechtlichen Wirkung nicht verändert 
werden. 

Lit. b: Das durch die Fassung der lit. a zum 
Ausdruck gebrachte Bedürfnis nach bundesein­
heitlichen Grundsätzen gilt in verstärktem Maße 
auch für die land- und forstwirtschaftlichen 

Fachschulen. Seit 1965 haben sich die Organisa­
tionsformen und die Bildungsinhalte der beste­
henden Fachschulen in den Ländern zum Teil 
sehr weit auseinanderentwickelt, sodaß sich 
bereits sehr erhebliche Schwierigkeiten bei der 
wechselseitigen Anerkennung des Fachschulbe­
suches ergeben haben. Diese Entwicklung und die 
sich immer mehr abzeichnende Notwendigkeit, 
die land- und forstwirtschaftliche Pflichtberufs­
schule mit der Fachschule auch organisatorisch zu 
verbinden, zwingt geradezu, ein bundeseinheit­
liches ModeLl für eine mittlere land- und forst­
wirtschaftliche Schule als zentrales Ausbildungs­
element zu schaffen. Dazu kommt noch, daß 
Berufsausbildung (betriebliche Au-sbildung), 
Pflichtberufsschule und Fachschule eine Sachein­
heit darsteJl.en, die ein Aufeinanderabstimmen 
erforderlich macht. Das ist aber nur möglich, 
wenn in oallen drei Teilgebieten die Kompetenz­
bestimmung gleich gestaltet werden. 

Lit. c: Durch diese Bestimmung soll die Auf­
stellung von Grundsätzen über das öffentlich­
keitsrecht für private land- und fors!wirschaft­
liche Berufs- -und Fachschulen ermöglicht werden. 
Die Angelegenheiten der privaten Fachschulen 
für die Ausbildung von Forstpersonal sind aus­
zunehmen, weil Abs. 2 lit. b diese Angelegen­
heiten umfaßt. 

Lit. d: Durch diese Bestimmung soll sichergestellt 
werden, daß an der Vollziehung der. Länder in 
den Angelegenheiten des land- und forstwirt­
schaftlichen Schulwesens Beiräte mitwirken. Aus 
der Bezeichnung "Beirat" ergibt sich, daß diese 
einerseits kollegial zusammengesetzt sind und 
ihnen andererseits keine beschließende, sondern 
nur eine beratende Funktion zukommt. 

Zu Art. 14 a Abs. 5: 

Um den Ländern die Sicherheit zu geben, daß 
die Bestimmungen des Abs. 2 lit. c und lit. g 
nicht zu einer Aushöhlung der Länderkompe­
tenzen bei der Errichtung von land- und forst­
wirtschaftlichen Fachschulen oder land- und 
forstwirtschaftlichen Versuchsanstalten durch den 
Bund führen, sieht der vorliegende Entwurf vor, 
daß die Errichtung solcher Anstalten nur mit 
Zustimmung des Landes erfolgen darf, in dem 
die Fachschule bzw. Versuchsanstalt ihren Sitz 
haben soll. Von diesen Bestimmungen sollen 
generell nur die übungsschulen ausgenommen 
sein, weil diese eine essentielle Ergänzung der 
Anstalten für die Ausbildung und Fortbildung 
der Lehrer an land- und forstwirtschaftlichen 
Schulen darstellen. Es darf in diesem·Zusammen­
hang aber auf Art. II verwiesen werden, wonach 
für die bereits bestehenden land- und forst­
wirtschaftlichen Fachschulen und land- und 
forstwirtschaftlichen Versuchsanstalten des Bun­
des die Zustimmung des in Betracht kommenden 
Bundeslandes nicht erforderlich ist. 
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Zu Art. 14 a Abs. 6: 

Diese Bestimmungen sind dem Art. 14 Abs. 8 
B-VG nachgebildet und beinhalten eine Um­
schreibung des Rechtes des Bundes zur Mängel­
rüge in jenen Angelegenheiten, in denen dem 
Bund die Gesetzgebung bzw. die Gesetzgebung 
über die Grundsätze, den Ländern aber die Voll­
ziehung zukommt. 

Zu Art. 14 a Abs. 7: 

Durch die Bestimmungen des Abs. 7 sollen 
die Bestimmungen des Art. 14 Abs. 6, 7 und 9 
B-VG auch für den Bereich des land- und forst­
wirtschaftlichen Schulwesens für anwendbar er­
klärt werden. Diese Bestimmungen ergeben eine 
Definition des Begriffes "öffentliche Schule" und 
der damit verbundenen Rec;htsfolgen. Im Art. 14 
Abs. 9 B-VG wird festgelegt, daß - soweit 
Art. 14 keine Sonderregel.ung trifft - auf dem 
Gebiete des Dienstrechtes der Lehrer und Er­
zieher für die Verteilung der Zuständigkeiten 
zur G.esetzgebung und Vollziehung hinsichtlich 
der Dienstverhältnisse zum Bund und zu den 
Ländern die diesbezüglichen allgemeinen Rege­
lungen der Art. 10, 12 und 15 gelten. 

Zu Z. 4: 

Diese Bestimmungen enthalten lediglich for­
male Ergänzungen des Art. 15 Abs. 7 B-VG, die 
durch die Einfügung des Art. 14 a in der Fassung 
des' Art. I Z. 4 des vorliegenden Entwurfes not­
wendig sind. 

Zu Z. 5: 

Der Art. 131 Abs. 1 B-VG bezeichnet jene 
Fälle, in denen eine Beschwerde an den Verwal­
tungsgerichtshof zulässig .ist. Gemäß Z. 2 dieses 
Absatzes steht dem zuständigen Bundesminister 
in den Angelegenheiten der Art. 11, 12 und 14 
Abs. 2 und 3 dieses Recht zu. Die Aufnahme der 
Bestimmungen des Art. 14 a Abs. 3 und 4 in die 
Z. 2 des Art. 131 Abs. 1 st'eUt nur eine notwen­
dige Ergänzung dar., 

Zu Z.6: 

Die vorgeschlagene Ergänzung der lit. f ist ledig­
lich eine Ausdehnung dieser Regelung auf den 
Fall, daß ein Landeshauptmann eine ihm gemäß 
Art. 14 a Abs. 6 erteilte Weisung nicht befolgt. 

Zu Art. II: 

Die Bestimmungen des Art. II entsprechen 
sinngemäß den Bestimmungen des § 6 Abs. 2 
des Schulerhalturigs-Kompetenzgesetz bzw. 
dem Art. II Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes 
vom 18. Juli 1962, BGBL Nr. 215, und ermög­
lichen die Umlegung des Bedarfes der für Zwecke 
der Errichtung und Erhaltung von öffentlichen 
land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und Fach­
schulen und für Schüler dieser Schulen bestimm­
ten Schülerheime geschaffenen Gemeindever­
bände auf die angehörigen Gemeinden. 

Zu Art. III: 

Dieser Artikel beinhaltet die Ausnahmen zu 
Art. 14 a Abs. 5 für die bereits bestehenden land­
und forstwirtschaftlichen Fachschulen und Ver­
suchsanstalten des Bundes. Da diese Anstalten 
bereits seit Jahren bestehen, wäre eine Regelung, 
die eine nachträgliche Zustimmung des Landes 
zu ihrer Errichtung notwendig macht, nicht sinn­
voll. Hinsichtlich der "Forstlichen Ausbildungs~ 
stätten" darf auf den Allgemeinen Teil der 
Erläuterungen verwiesen werden. 

Für die Forstliche Ausbildungsstätte Ossiach 
war eine Sonderregelung notwendig, da sie als 
einzige bereits bestehende forstwirtschaftliche 
Lehranstalt des Bundes nicht unter die Bestim­
mungen des Art. 14 a Abs. 2 fällt. 

Zu Art. IV: 

Die Bestimmungen des Art. IV entsprechen 
weitgehend den Bestimmungen der §§ 4, 5 und 6 
des Lehrerdienstrech ts-Kompetenzgesetzes bzw. 
den Bestimmungen des Art. IV des Bundesver­
fassungsgesetzes vom 18. Juli 1962, BGBl. 
Nr. 215. Eine Anpassung an die Verhältnisse 
im Bereich des land- und forstwirtschaftlichen 
Schulwesens erfolgte im Abs. 3 Iit. b, wonach 
künftig die Heranziehung land- und forstwirt­
schaftlicher Landeslehrer zu Dienstverrichtungen, 
die mit dem Schulbetrieb (das heißt mit der 
Unterrichtserteilung, Betreuung des Lehr-

Art. 142 Abs. 1 B-VG behandelt die Anklagen betriebes u. dgI.) in keinem Zusammenhang ste­
vor dem Verfassungs gerichtshof, mit der die hen, an die Zustimmung des zuständigen Bundes­
verfassungsmäßige Verantwortlichkeit der ober- ministers im Einvernehmen mit dem Bundes- ' 
sten Bundes- und Landesorgane für die durch minister für Finanzen gebunden sein soll. Ins­
ihre Amtstätigkeit erfolgten schuldhaften besondere ist hiebei an die Verwendung der 
Rechtsverletzungen geltend gemacht wird. Nach Lehrer im Internatsdienst und im land- und 
dem derzeit geltenden Wortlaut der lit. f dieses forstwirtschaftlichen Förderungsdienst gedacht. 
Absatzes kann durch Beschluß der Bundes- Der sogenannte Bagatellerlaß, der jene im freien 
regierung gegen einen Landeshauptmann die An- Ermessen liegenden Personalrnaßnahmen fest­
klage erhoben werden, weil er eine Weisung legt, die ohne Zustimmung der erwähnten 
gemäß Art. 14 Abs. 8 B-VG nicht befolgt hat. I ZentralstelIen des Bundes durch die Länder ge-
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troffen werden können, soll auch in Hinkunft 
ermöglichen, daß die vielen notwendigen Einzel­
entscheidungen aus Gründen der Verwaltungs­
vereinfachung generell geregelt werden können. 

Zu Art. V: 

Diese Bestimmungen entsprechen sinngemäß 
dem Art. VI des Bundesverfassungsgesetzes vom 
18. Juli 1962; BGBl. Nr. 215. Diese Bestim­
mungen sind notwendig, weil der Bund durch 
das Konkordat mit dem Heiligen Stuhl auch die 
Verpflichtung zur Subventionierung der katho~ 
lischen land- und forstwirtschaftlichen Privat­
schulen eingegangen ist. 

Zu Art. VI: 

Diese Bestimmungen entsprechen sinngemäß 
dem Art. VII des Bundesverfassungsgesetzes vom 
18. Juli 1962, BGBl. Nr. 215, und stellen die 
notwendigen übergangsregelungen dar. 

Zu Art. VII: 

Mit der Erlassung des im Entwurf vorliegen­
den Verfassungsgesetzes werden auch die Be­
stimmungen des § 42 des überleitungsgesetzes 
1920, des Lehrerdienstrechts-Kompetenzgesetzes 
und des Schulerhaltungs-Kompetenzgesetzes, die 
durch Art. X des Bundesverfassungsgesetzes vom 
18. Juli 1962, BGBl. Nr. 215; für das land- und 
forstwirtschaftliche Schulwesen noch in Geltung 
gelassen wurden, gegenstandslos. Ihrer voll­
ständigen Aufhebung steht daher nichts mehr 
im Wege. 

Zu Art. VIII: 

Diese Bestimmungen regeln .das Inkrafttreten 
des vorliegenden Bundesverfassungsgesetzes. 

Zu Art."IX: 

Dieser Artikel enthält die Vollzugsklausel. 
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